
Betreuungsrecht 2023  Seite 1/8 

 

Welche Verbesserungen bringt das neue Betreuungsrecht  
ab 1. Januar 2023? 

Mehr Selbstbestimmung 

Es stärkt die Selbstbestimmung betreuter Menschen und stellt ihre Wünsche in den 

Mittelpunkt des Betreuerhandelns. Der Betreuer bzw. die Betreuerin hat die 

Angelegenheiten der betreuten Person so wahrzunehmen, dass diese im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten ihr Leben nach ihren Wünschen gestalten kann (§ 1821 Absatz 2 BGB). 

Dazu gehört insbesondere, dass er oder sie die betreute Person dabei unterstützt, ihre 

rechtlichen Angelegenheiten selbst wahrzunehmen, und dass er oder sie von seiner oder 

ihrer Vertretungsmacht nur Gebrauch macht, soweit dies erforderlich ist. Die Betreuerin 

oder der Betreuer darf in keinem Fall über den Kopf einer betreuten Person hinweg 

entscheiden. Der Betreuer bzw. die Betreuerin muss sich durch regelmäßige persönliche 

Kontakte und Besprechung anstehender Entscheidungen ein Bild davon machen, welche 

Vorstellungen und Wünsche die betreute Person hat und was sie nicht will. Den 

festgestellten Wünschen der betreuten Person hat der Betreuer bzw. die Betreuerin in den 

gesetzlich festgelegten Grenzen zu entsprechen und die betreute Person bei deren 

Umsetzung rechtlich zu unterstützen. Die Pflicht zur Wunschbefolgung gilt grundsätzlich 

auch bei der Entscheidung des Betreuungsgerichts, wer zum rechtlichen Betreuer oder zur 

Betreuerin bestellt wird. 

Wünsche als Maßstab für Aufsicht und Kontrolle 

Der rechtliche Betreuer bzw. die Betreuerin unterliegt der Aufsicht und Kontrolle durch das 

Betreuungsgericht. Das neue Betreuungsrecht macht die Wünsche betreuter Menschen 

zum zentralen Maßstab für diese Aufsicht und Kontrolle. Die Aufsichtsführung orientiert 

sich ab dem 1. Januar 2023 primär am Maßstab der Wünsche der betreuten Person, §§ 

1862 in Verbindung mit 1821 BGB. Damit das Betreuungsgericht die Einhaltung dieser 

Maxime überprüfen kann, muss es die Wünsche betreuter Menschen kennen. Mit dem 

Reformgesetz wurden die Anforderungen an die vom Betreuer bzw. der Betreuerin bei 

Gericht einzureichenden Berichte daher klarer formuliert. Diese Berichte liefern den 

zuständigen Rechtspflegerinnen und Rechtspflegern wichtige Anhaltspunkte für die 

Sichtweise der betreuten Person und einen Einblick in deren persönliche Lebenssituation. 

So kann das Gericht prüfen, ob der Betreuer bzw. die Betreuerin die Betreuungsführung 

am Leitbild des § 1821 BGB ausrichtet. Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass der Betreuer 

oder die Betreuerin den Wünschen der betreuten Person nicht oder nicht in geeigneter 

Weise nachkommt, muss die zuständige Rechtspflegerin oder der zuständige 

Rechtspfleger die betreute Person grundsätzlich persönlich anhören. Der Schutz 

höchstpersönlicher Lebensbereiche betreuter Menschen ist zudem stärker ausgestaltet als 

bisher. Dies gilt insbesondere für die selbst genutzte Wohnung als persönlichem 

Lebensmittelpunkt. Die Aufgabe dieses Wohnraums ist nach der neuen Vorschrift des § 

1833 BGB grundsätzlich nur zulässig, wenn sie dem Willen der betreuten Person 

entspricht. Der Betreuer bzw. die Betreuerin hat die Absicht, selbst genutzten Wohnraum 

der betreuten Person aufzugeben, dem Betreuungsgericht unter Angabe der Gründe und 

der Sichtweise der betreuten Person unverzüglich anzuzeigen. Damit werden eine 

gerichtliche Überprüfung der beabsichtigten Wohnungsaufgabe und ggf. ein Eingreifen 

des Betreuungsgerichts im Rahmen der Aufsicht zum Schutz der betreuten Person 

ermöglicht.  
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Rechtliche Betreuung nur, wenn andere Hilfen nicht ausreichen  

Die neuen Vorschriften stellen noch deutlicher klar, dass eine Betreuung nur eingerichtet 

wird, wenn andere Hilfen, vor allem nach dem Sozialrecht, ausgeschöpft sind und nicht 

ausreichen. 

Neuer Mindeststandard für die Eignung und Qualifikation beruflicher Betreuer 

Die Reform verbessert die Qualität der beruflichen Betreuung durch Einführung eines 

Mindeststandards für den Zugang zum Betreuerberuf. Ab dem 1. Januar 2023 werden alle 

beruflichen Betreuerinnen und Betreuer von der Betreuungsbehörde, in deren 

Zuständigkeitsbereich sich ihr Sitz bzw. hilfsweise ihr Wohnsitz befindet (Stammbehörde), 

registriert. Die Registrierung ist zwingende Voraussetzung für die Bestellung durch das 

Betreuungsgericht und für den Anspruch auf Vergütung. Als beruflicher Betreuer bzw. 

Betreuerin kann sich nach § 23 BtOG nur registrieren lassen, wer über die hierfür 

erforderliche persönliche Eignung und Zuverlässigkeit verfügt, eine ausreichende 

Sachkunde für die Tätigkeit nachgewiesen und eine Berufshaftpflichtversicherung für 

Vermögensschäden mit einer Mindestversicherungssumme von 250 000 EUR pro 

Versicherungsfall und von 1 000 000 EUR für alle Versicherungsfälle eines 

Versicherungsjahres abgeschlossen hat. Die für die Registrierung gegenüber der 

Stammbehörde durch Unterlagen nachzuweisende Sachkunde ist der neue 

Mindeststandard für berufliche Betreuerinnen und Betreuer. Sie umfasst Kenntnisse des 

Betreuungs- und Unterbringungsrechts, des dazugehörigen Verfahrensrechts sowie auf 

den Gebieten der Personen- und Vermögenssorge, Kenntnisse des sozialrechtlichen 

Unterstützungssystems und Kenntnisse der Kommunikation mit Personen mit 

Erkrankungen und Behinderungen und von Methoden zur Unterstützung bei der 

Entscheidungsfindung (§ 23 Absatz 3 BtOG). 

Mehr Unterstützung für ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer 

Das neue Betreuungsrecht stellt ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreuern kompetente 

Ansprechpartner zur Seite. Für sie sieht es die Möglichkeit vor, mit einem anerkannten 

Betreuungsverein eine Vereinbarung über eine Begleitung und Unterstützung 

abzuschließen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Vereine führen unter anderem 

Betreuungen. Betreuungsvereine leisten daneben auch andere Aufgaben, zu denen 

gehört, ehrenamtliche Betreuer und Betreuerinnen zu gewinnen, sie in ihre Aufgaben 

einzuführen und fortzubilden. Ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer, die bei 

Bestellung keine familiäre Beziehung oder persönliche Bindung zur betreuten Person 

haben, dürfen in der Regel nur bestellt werden, wenn sie eine solche Vereinbarung 

nachweisen. Für Ehrenamtler mit familiärer Beziehung oder persönlicher Bindung zur 

betreuten Person ist der Abschluss einer solchen Vereinbarung möglich und im Bedarfsfall 

zu empfehlen. Denn hierdurch wird eine konstante kompetente Beratung und 

Unterstützung durch erfahrene Fachkräfte sichergestellt. 

Text BMJ 

  

https://www.bmj.de/DE/Themen/FokusThemen/BetreuungsR-Reform/BetreuungsR-Reform_node.html
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Nachfolgend unsere Gegenüberstellung der neuen und bisherigen Texte der in unseren 

Unterlagen verwendeten Hinweise (§). Für detaillierte Recherchen empfehlen wir Ihnen 

Fachdokumente, z.B. https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/; 

https://www.buzer.de/BGB.htm) und das Gespräch mit einem Fachanwalt.  
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§ 1814 ab 1.1.2023 
Betreuerbestellung - Voraussetzungen 

§ 1896 bis 31.12.2022 
Betreuerbestellung - Voraussetzungen 

(1) Kann ein Volljähriger seine Angelegenheiten ganz 
oder teilweise rechtlich nicht besorgen und beruht 
dies auf einer Krankheit oder Behinderung, so bestellt 
das Betreuungsgericht für ihn einen rechtlichen 
Betreuer (Betreuer). 

 

(1) 1Kann ein Volljähriger auf Grund einer 
psychischen Krankheit oder einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Behinderung seine 
Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, 
so bestellt das Betreuungsgericht auf seinen Antrag 
oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer.  
2Den Antrag kann auch ein Geschäftsunfähiger 
stellen.  

(2) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein 
Betreuer nicht bestellt werden. 

(1a) Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein 
Betreuer nicht bestellt werden. 

(3)  
1Ein Betreuer darf nur bestellt werden, wenn dies 
erforderlich ist.  
2Die Bestellung eines Betreuers ist insbesondere  
nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des 
Volljährigen durch einen Bevollmächtigten, der nicht 
zu den in § 1816 Absatz 6 bezeichneten Personen 
gehört, gleichermaßen besorgt werden können oder     
durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher 
Vertreter bestellt wird, erledigt werden können, 
insbesondere durch solche Unterstützung, die auf 
sozialen Rechten oder anderen Vorschriften beruht. 

(2)  
1Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt 
werden, in denen die Betreuung erforderlich ist.  
2Die Betreuung ist  
nicht erforderlich, soweit die Angelegenheiten des 
Volljährigen durch einen Bevollmächtigten, der nicht 
zu den in § 1897 Abs. 3 bezeichneten Personen 
gehört, oder  
durch andere Hilfen, bei denen kein gesetzlicher 
Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie durch einen 
Betreuer besorgt werden können. 

 (3) Als Aufgabenkreis kann auch die Geltendmachung 
von Rechten des Betreuten gegenüber seinem 
Bevollmächtigten bestimmt werden. 

 (4) Die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr des 
Betreuten und über die Entgegennahme, das Öffnen 
und das Anhalten seiner Post werden vom 
Aufgabenkreis des Betreuers nur dann erfasst, wenn 
das Gericht dies ausdrücklich angeordnet hat. 

(4)  
1Die Bestellung eines Betreuers erfolgt auf Antrag des 
Volljährigen oder von Amts wegen.  
2Soweit der Volljährige seine Angelegenheiten 
lediglich aufgrund einer körperlichen Krankheit oder 
Behinderung nicht besorgen kann, darf ein Betreuer 
nur auf Antrag des Volljährigen bestellt werden, es sei 
denn, dass dieser seinen Willen nicht kundtun kann. 

 
 
 
(1) 3Soweit der Volljährige auf Grund einer 
körperlichen Behinderung seine Angelegenheiten 
nicht besorgen kann, darf der Betreuer nur auf Antrag 
des Volljährigen bestellt werden, es sei denn, dass 
dieser seinen Willen nicht kundtun kann. 

(5)  
1Ein Betreuer kann auch für einen Minderjährigen, 
der das 17. Lebensjahr vollendet hat, bestellt werden, 
wenn anzunehmen ist, dass die Bestellung eines 
Betreuers bei Eintritt der Volljährigkeit erforderlich 
sein wird.  
2Die Bestellung des Betreuers wird erst mit dem 
Eintritt der Volljährigkeit wirksam. 
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§ 1827, ab 1.1.2023 
Patientenverfügung; 
Behandlungswünsche oder 
mutmaßlicher Wille des Betreuten 

§1901a, bis 31.12.2022 
Patientenverfügung 

(1)  
1 Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall 
seiner Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt, 
ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung 
noch nicht unmittelbar bevorstehende 
Untersuchungen seines Gesundheitszustands, 
Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt 
oder sie untersagt (Patientenverfügung), prüft der 
Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle 
Lebens- und Behandlungssituation des Betreuten 
zutreffen.  
2Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des 
Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. 
3Eine Patientenverfügung kann jederzeit formlos 
widerrufen werden. 

(1)  
1 Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall 
seiner Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt, 
ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung 
noch nicht unmittelbar bevorstehende 
Untersuchungen seines Gesundheitszustands, 
Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt 
oder sie untersagt (Patientenverfügung), prüft der 
Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle 
Lebens- und Behandlungssituation  
zutreffen.  
2 Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des 
Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen.  
3 Eine Patientenverfügung kann jederzeit formlos 
widerrufen werden. 

(2)  
1 Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die 
Festlegungen einer Patientenverfügung nicht auf die 
aktuelle Lebens- und Behandlungssituation des 
Betreuten zu, hat der Betreuer die 
Behandlungswünsche oder den mutmaßlichen Willen 
des Betreuten festzustellen und auf dieser Grundlage 
zu entscheiden, ob er in eine ärztliche Maßnahme 
nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt.  
2 Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln.  
3 Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere 
 
Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeugungen 
und sonstige persönliche Wertvorstellungen des 
Betreuten. 

(2)  
1 Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die 
Festlegungen einer Patientenverfügung nicht auf die 
aktuelle Lebens- und Behandlungssituation zu, hat 
der Betreuer die Behandlungswünsche oder den 
mutmaßlichen Willen des Betreuten festzustellen und 
auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob er in eine 
ärztliche Maßnahme nach Absatz 1 einwilligt oder sie 
untersagt.  
2 Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte zu ermitteln.  
3 Zu berücksichtigen sind insbesondere frühere 
mündliche oder schriftliche  
Äußerungen, ethische oder religiöse Überzeugungen 
und sonstige persönliche Wertvorstellungen des 
Betreuten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art 
und Stadium einer Erkrankung des Betreuten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art 
und Stadium einer Erkrankung des Betreuten. 

(4) Der Betreuer soll den Betreuten in geeigneten 
Fällen auf die Möglichkeit einer Patientenverfügung 
hinweisen und ihn auf dessen Wunsch bei der 
Errichtung einer Patientenverfügung unterstützen. 

(4) Der Betreuer soll den Betreuten in geeigneten 
Fällen auf die Möglichkeit einer Patientenverfügung 
hinweisen und ihn auf dessen Wunsch bei der 
Errichtung einer Patientenverfügung unterstützen. 

(5)  
1Niemand kann zur Errichtung einer 
Patientenverfügung verpflichtet werden.  
2Die Errichtung oder Vorlage einer 
Patientenverfügung darf nicht zur Bedingung eines 
Vertragsschlusses gemacht werden. 

(5)  
1 Niemand kann zur Errichtung einer 
Patientenverfügung verpflichtet werden.  
2 Die Errichtung oder Vorlage einer 
Patientenverfügung darf nicht zur Bedingung eines 
Vertragsschlusses gemacht werden. 

(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte 
entsprechend. 

(6) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte 
entsprechend. 
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§ 1829, ab 1.1.2023 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei 
ärztlichen Maßnahmen 

§ 1904, bis 31.12.2022 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei 
ärztlichen Maßnahmen 

(1)  
Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung 
des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die begründete Gefahr 
besteht, dass der Betreute aufgrund der Maßnahme 
stirbt oder einen schweren und länger dauernden 
gesundheitlichen Schaden erleidet.  
Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur 
durchgeführt werden, wenn mit dem Aufschub 
Gefahr verbunden ist. 

(1)  
1Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung 
des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die begründete Gefahr 
besteht, dass der Betreute auf Grund der Maßnahme 
stirbt oder einen schweren und länger dauernden 
gesundheitlichen Schaden erleidet.  
2Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur 
durchgeführt werden, wenn mit dem Aufschub 
Gefahr verbunden ist. 

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der 
Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die Maßnahme 
medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr 
besteht, dass der Betreute aufgrund des 
Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme 
stirbt oder einen schweren und länger dauernden 
gesundheitlichen Schaden erleidet. 

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der 
Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder 
einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts, wenn die Maßnahme 
medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr 
besteht, dass der Betreute auf Grund des 
Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme 
stirbt oder einen schweren und länger dauernden 
gesundheitlichen Schaden erleidet. 

(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
zu erteilen, wenn die Einwilligung, die 
Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung 
dem Willen des Betreuten entspricht. 

(3) Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
zu erteilen, wenn die Einwilligung, die 
Nichteinwilligung oder der Widerruf der Einwilligung 
dem Willen des Betreuten entspricht. 

(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer und 
behandelndem Arzt Einvernehmen darüber besteht, 
dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der 
Widerruf der Einwilligung dem nach § 1827 
festgestellten Willen des Betreuten entspricht. 

(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist 
nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer und 
behandelndem Arzt Einvernehmen darüber besteht, 
dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der 
Widerruf der Einwilligung dem nach § 1901a 
festgestellten Willen des Betreuten entspricht. 

(5)  
Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des § 1820 
Absatz 2 Nummer 1 für einen Bevollmächtigten 
entsprechend. 

(5)  
1Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für einen 
Bevollmächtigten.  
 
2Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 
genannten Maßnahmen nur einwilligen, nicht 
einwilligen oder die Einwilligung widerrufen, wenn 
die Vollmacht diese Maßnahmen ausdrücklich 
umfasst und schriftlich erteilt ist. 
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§ 1831, ab 1.1.2023 
Freiheitsentziehende Unterbringung und 
freiheitsentziehende Maßnahmen 

§ 1906, bis 31.12.2022 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei 
freiheitsentziehender Unterbringung und 
bei freiheitsentziehenden Maßnahmen 

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den 
Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, 
ist nur zulässig, solange sie  
erforderlich ist, weil aufgrund einer psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen 
Behinderung des Betreuten die Gefahr besteht, dass 
er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen 
Schaden zufügt, oder zur Abwendung eines 
drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens 
eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine 
Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff notwendig 
ist, die Maßnahme ohne die Unterbringung des 
Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der 
Betreute aufgrund einer psychischen Krankheit oder 
geistigen oder seelischen Behinderung die 
Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen 
oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. 

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den 
Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden ist, 
ist nur zulässig, solange sie zum Wohl des Betreuten 
erforderlich ist, weil auf Grund einer psychischen 
Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung 
des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst 
tötet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden 
zufügt, oder zur Abwendung eines drohenden 
erheblichen gesundheitlichen Schadens eine 
Untersuchung des Gesundheitszustands, eine 
Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff notwendig 
ist, die Maßnahme ohne die Unterbringung des 
Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der 
Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder 
geistigen oder seelischen Behinderung die 
Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen 
oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann. 

(2)  
Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des 
Betreuungsgerichts zulässig.  
Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur 
zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden 
ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 

(2)  
1Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des 
Betreuungsgerichts zulässig.  
2Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur 
zulässig, wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden 
ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzuholen. 

(3)  
Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, 
wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind.  
Er hat die Beendigung der Unterbringung dem 
Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 

(3)  
1Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, 
wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind.  
2Er hat die Beendigung der Unterbringung dem 
Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn 
dem Betreuten, der sich in einem Krankenhaus, 
einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, 
durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente 
oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum 
oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn 
dem Betreuten, der sich in einem Krankenhaus, einem 
Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält, durch 
mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf 
andere Weise über einen längeren Zeitraum oder 
regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll. 

(5)  
Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des § 1820 
Absatz 2 Nummer 2 für einen Bevollmächtigten 
entsprechend. 

(5)  
1Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten 
und die Einwilligung eines Bevollmächtigten in 
Maßnahmen nach Absatz 4 setzen voraus, dass die 
Vollmacht schriftlich erteilt ist und die in den 
Absätzen 1 und 4 genannten Maßnahmen 
ausdrücklich umfasst.  
2Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend. 
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§ 1832, ab 1.1.2023 
Ärztliche Zwangsmaßnahmen 

§ 1906a, bis 31.12.2022 
Genehmigung des Betreuungsgerichts bei 
ärztlichen Zwangsmaßnahmen 

(1)  
Widerspricht eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein 
ärztlicher Eingriff dem natürlichen Willen des 
Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann der 
Betreuer in die ärztliche Zwangsmaßnahme nur 
einwilligen, wenn  
1. die ärztliche Zwangsmaßnahme notwendig ist, um 
einen drohenden erheblichen gesundheitlichen 
Schaden vom Betreuten abzuwenden, 
2. der Betreute aufgrund einer psychischen Krankheit 
oder einer geistigen oder seelischen Behinderung die 
Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht 
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln 
kann, 
3. die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1827 
zu beachtenden Willen des Betreuten entspricht, 
4. zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und 
ohne Ausübung unzulässigen Drucks versucht wurde, 
den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme zu überzeugen, 
5. der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden 
durch keine andere den Betreuten weniger 
belastende Maßnahme abgewendet werden kann, 
6. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen 
Zwangsmaßnahme die zu erwartenden 
Beeinträchtigungen deutlich überwiegt und 
7. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines 
stationären Aufenthalts in einem Krankenhaus, in 
dem die gebotene medizinische Versorgung des 
Betreuten einschließlich einer erforderlichen 
Nachbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt wird. 
§ 1867 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der 
Erfüllung seiner Pflichten verhindert ist. 

(1)  
1 Widerspricht eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein 
ärztlicher Eingriff dem natürlichen Willen des 
Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme), so kann der 
Betreuer in die ärztliche Zwangsmaßnahme nur 
einwilligen, wenn 
1. die ärztliche Zwangsmaßnahme zum Wohl des 
Betreuten notwendig ist, um einen drohenden 
erheblichen gesundheitlichen Schaden abzuwenden, 
2. der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit 
oder einer geistigen oder seelischen Behinderung die 
Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht 
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln 
kann, 
3. die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1901a 
zu beachtenden Willen des Betreuten entspricht, 
4. zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und 
ohne Ausübung unzulässigen Drucks versucht wurde, 
den Betreuten von der Notwendigkeit der ärztlichen 
Maßnahme zu überzeugen, 
5. der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden 
durch keine andere den Betreuten weniger 
belastende Maßnahme abgewendet werden kann, 
6. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen 
Zwangsmaßnahme die zu erwartenden 
Beeinträchtigungen deutlich überwiegt und 
7. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines 
stationären Aufenthalts in einem Krankenhaus, in 
dem die gebotene medizinische Versorgung des 
Betreuten einschließlich einer erforderlichen 
Nachbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt wird. 
2 § 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an 
der Erfüllung seiner Pflichten verhindert ist. 

(2) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme 
bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 

(2) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme 
bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 

(3) Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche 
Zwangsmaßnahme zu widerrufen, wenn ihre 
Voraussetzungen weggefallen sind.  
Er hat den Widerruf dem Betreuungsgericht 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) 1 Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche 
Zwangsmaßnahme zu widerrufen, wenn ihre 
Voraussetzungen weggefallen sind.  
2 Er hat den Widerruf dem Betreuungsgericht 
unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in 
Betracht, so gilt für die Verbringung des Betreuten 
gegen seinen natürlichen Willen zu einem stationären 
Aufenthalt in ein Krankenhaus § 1831 Absatz 1 
Nummer 2, Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend. 

(4) Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in 
Betracht, so gilt für die Verbringung des Betreuten 
gegen seinen natürlichen Willen zu einem stationären 
Aufenthalt in ein Krankenhaus § 1906 Absatz 1 
Nummer 2, Absatz 2 und 3 Satz 1 entsprechend. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des 
§ 1820 Absatz 2 Nummer 3 für einen 
Bevollmächtigten entsprechend. 
 

(5) 1 Die Einwilligung eines Bevollmächtigten in eine 
ärztliche Zwangsmaßnahme und die Einwilligung in 
eine Maßnahme nach Absatz 4 setzen voraus, dass 
die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die 
Einwilligung in diese Maßnahmen ausdrücklich 
umfasst.  
2 Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 


